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Änderungsantrag 
 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
 
 
 
 
zu dem „Gesetz zur Einführung des Fahrrad- und Nahmobilitätsgesetz des Landes Nord-
rhein-Westfalen sowie zur Änderung des Straßen- und Wegegesetzes“ 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 17/13977 
Beschlussempfehlung des Verkehrsausschusses 
Drucksache 17/15474 
 
 
 
 
 
 
 
Die Fraktion der CDU und die Fraktion der FDP beantragen, den Gesetzentwurf Drucksache 
17/13977 wie folgt zu ändern: 
 
Im Artikel 1 § 16 wird folgender Absatz 5 angefügt: 
 
„(5) Bei der Planung und Priorisierung von Radverkehrsanlagen orientieren sich die Träger der 
Straßenbaulast an einem dokumentierten Bedarf. Darüber hinaus können auch Angebotspla-
nungen in Betracht gezogen werden.“ 
 
 
 
Begründung: 
 
In der am 25. August 2021 im Verkehrsausschuss des Landtags Nordrhein-Westfalen durch-
geführten Anhörung von Sachverständigen (Ausschussprotokoll 17/1508) wurde vorgeschla-
gen, einen neuen Absatz in § 16 aufzunehmen, nachdem die Verantwortlichen bei der Planung 
und Priorisierung von Radverkehrsanlagen auch Angebotsplanungen in Betracht ziehen kön-
nen. 
 
Dass Angebotsplanungen bei der Planung und Priorisierung von Radverkehrsanlagen in Be-
tracht gezogen werden, steht nicht im Widerspruch zu der Priorisierung von Vorhaben und der 
Maßgeblichkeit von zur Verfügung gestellten Haushaltsmitteln. 
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Schließlich wurde in der genannten Anhörung angeregt, Elektrorollstühle hinsichtlich der Bar-
rierefreiheit von Gehwegen in die Gesetzesbegründung aufzunehmen; bezogen auf § 13 ist 
deshalb klarzustellen ist, dass hinsichtlich der Barrierefreiheit von Gehwegen zu bedenken ist, 
dass Gehwege gemäß § 24 Absatz 2 der Straßenverkehrs-Ordnung vom 6. März 2013 (BGBl. 
I S. 367) in der jeweils geltenden Fassung auch mit Krankenfahrstühlen oder mit anderen als 
in § 24 Absatz 1 der Straßenverkehrsordnung genannten Rollstühlen befahren dürfen. 
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